
752

Elektropraxis

www.elektropraktiker.de  |  Elektropraktiker, Berlin 74 (2020) 10

Rechtssicherheit

Befähigung zu  
elektrotechnischen Arbeiten
Die Grenzen des Weisungsrechts, wenn es an der Organisation mangelt

Grundsätzlich ist ein umfassendes Weisungsrecht des Arbeitgebers gegeben. 
Dieses Weisungsrecht findet jedoch dort seine Grenzen, wo den Beschäftigten 
(Arbeits-)Leistungen abverlangt werden, die rechtswidrig sind. Den ep erreichte 
hierzu die Anfrage eines Lesers [1], die zeigt, dass sowohl eine nicht zu unter
schätzende Anzahl Unternehmer/Arbeitgeber als auch Sicherheitsfachkräfte  
das Thema Elektrosicherheit und die damit verbundenen Anforderungen in ihrer 
Bedeutsamkeit noch nicht richtig bewerten.

In der besagten Leseranfrage [1] geht es da-
rum, dass ein Meister des Elektrotechniker-
handwerks, der in seiner Gesellschaft als 
Ausbilder für Elektroniker mit der Fachrichtung 
Energie- und Gebäudetechnik angestellt ist, 
nun auch Installationsaufgaben und Prüfun-
gen durchführen soll. Der Leser ist nicht im 
Installateurverzeichnis eingetragen. Es gibt in 
seiner Gesellschaft keine verantwortliche 
Elektrofachkraft. Die Verantwortung für die 
Elektroanlagen ist nicht geregelt. Unser Leser 

ist sich unsicher, wie er sich gegenüber seiner 
Geschäftsführung verhalten soll. 
Leider ist der Leser mit seiner Anfrage auf 
S.  739 [1] dieses Heftes nicht der Einzige in 
Deutschland, der in solche Konflikte gerät. 
Eine nicht zu unterschätzende Anzahl Unter-
nehmer/Arbeitgeber und ihre Sicherheitsfach-
kräfte unterschätzen die Anforderungen, die 
sich aus dem Thema Elektrosicherheit er
geben. Aus diesem Umstand kommt es ver-
mehrt zu Irritationen zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, so wie auch in diesem 
besagten Fall.

Grundsätzliches
Zunächst gilt, dass die sich aus einer un
zureichenden Regelung der innerbetrieblichen 
Sicherheit ergebenden Lücken und Schwä-
chen als Organisationsverschulden dem Un-
ternehmensinhaber/dem Arbeitgeber angelas-
tet werden.
Es gibt aber auch die Verpflichtung der Be-
schäftigten und hier insbesondere der Füh-
rungskräfte, auf gegebene sicherheitsrele-
vante Defizite, die als erhebliche unmittelbare 
Gefahr zu Schäden führen können, hinzu

weisen. Siehe §  16 ArbSchG (Arbeitsschutz
gesetz) [2].

Prüfung ortsveränder- 
licher Geräte/Arbeitsmittel 
Bezüglich dieses Themas hat der Arbeitgeber 
mehreren Regelwerken Rechnung zu Tragen. 
Es sind die Anforderungen der DGUV Vor-
schrift 3 [3] und der BetrSichV (Betriebssicher
heitsverordnung) [4] in Verbindung mit der 
TRBS 1203 [5]. In Kurzfassung bedeutet dies: 
Der Arbeitgeber benötigt eine Gefährdungs-
beurteilung zur Prüffristenermittlung und zur 
Ermittlung der Qualifikationsanforderungen 
des einzusetzenden Prüfpersonals.
Der Prüfer muss die Qualifikation einer „zur 
Prüfung befähigten Person“ nachweislich 
besitzen. 
Was darunter im Detail zu verstehen ist, steht 
in der TRBS 1203 [5].
Um den Status einer zur „zur Prüfung befä-
higten Person“ zu bekommen und zu halten, 
bedarf es einer regelmäßigen Weiterbildung. 
So regelt §  2 Abs.  5 der Betriebssicherheits-
verordnung [4] nicht nur deckungsgleich zur 
TRBS 1203 [5], was Fachkunde bedeutet, 
sondern fordert unmissverständlich: „Die 
Fachkenntnisse sind durch Teilnahme an 
Schulungen auf aktuellem Stand zu halten.“
Die Fachkunde wird also durch die Ausbildung 
und das Anreichern der Kenntnisse durch das 
Sammeln der Berufserfahrung erworben und 
mittels steter Fortbildung gepflegt. Dadurch 
wird das Fachwissen auf dem Niveau des 
gegenwärtigen Zeitpunktes gehalten.
Im Vorfeld ist jedoch auch klar und deutlich 
im Unternehmen zu regeln, wer die Gefähr-
dungsbeurteilung zur Prüffristenermittlung 
bewerkstelligt. Auch hierzu wird eine Fach-
kundige Person, aus dem Bereich der Elektro
technik, benötigt.
Die sture Übernahme der Intervalle aus der 
Tabelle 1B der Durchführungsanweisung der 
DGUV Vorschrift 3 [3] ist keine Gefährdungs-
beurteilung. Hierzu muss die Forderung aus 
der BetrSichV i.  V.  m.  d. TRBS 1111 [6] Be-
rücksichtigung finden. 

Erforderliche Regelwerke
Prüfenden müssen vom Arbeitgeber auch die 
benötigten Regelwerke kostenfrei zur Verfü-
gung gestellt werden, um den anerkannten 
Regeln der Technik (z.  B. VDE-Auswahlordner 
in einer aktuellen Fassung) und dem Stand 
der Technik (z.  B. Fachzeitschrift) Rechnung 
zu tragen.
Hierbei wird deutlich, was in §  3 des ArbSchG 
[2] gemeint ist, wenn es dort heißt, dass der 
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Arbeitgeber im Rahmen seiner Grundpflichten 
„für eine geeignete Organisation zu sorgen 
und die dafür erforderlichen Mittel bereitzu-
stellen“ hat.
Nur wenn aktuelle Regelwerke mit sofortigem 
Zugriff durch die Beschäftigten vorhanden und 
gleichermaßen verfügbar sind, kann der Ar-
beitgeber für sich und zu seinem Schutz be-
anspruchen, das ihm Mögliche getan zu haben, 
um die Sicherheit und den Arbeitsschutz zu 
gewährleisten. Unter Berücksichtigung des 
einschlägigen Regelwerks wird dabei voraus-
gesetzt, dass der Arbeitgeber die ihm Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung getroffenen 
Schutzmaßnahmen unter Berücksichtigung 
des Stands der Technik ausgewählt hat.

Durchführen  
von Elektroarbeiten
Hierbei ist grundsätzlich folgendes zu unter-
scheiden:
a)	 Handelt es sich um eine Instandhaltung 

der elektrischen Anlage? 
b)	Handelt es sich um eine Neuerrichtung, 

Änderung oder Erweiterung der elektri-
schen Anlage?

Niederspannungs
anschlussverordnung

Jeder, der seinen Strom aus dem öffentlichen 
Versorgungsnetz bezieht, hat auch einen Ver-
trag mit einem Energielieferanten und einem 
Elektrizitätsversorgungs- oder kurz Verteil-
netzbetreiber geschlossen. Der letztgenannte 
Netzanschlussvertrag beinhaltet grundsätzlich 
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abn-elektro.de

Für alle Anforderungen eine passende Lösung für den Wohn- und 
Zweckbau

Das Verteilersystem Prisma XS bietet bei der Vielzahl der Einsatzmög-
lichkeiten viele Montagevorteile, bei denen keinen Wünsche offen blei-
ben.

Besonderen Wert legt ABN auf  die Sicherheit eines durchgängig ge-
prüften Systems. Mit verständlicher Technik werden die Anforderun-
gen vom Markt erfüllt. Dabei bietet das System Prisma XS immer eine 
gleichbleibend hohe Qualität in der Verarbeitung und Bedienung der 
Schaltanlagen.

Verteilertechnik System Prisma XS

MADE IN

Konfigurationssoftware ecorealXS

• Einfaches Konfigurieren von
 Stand- und Wandverteilern
 des Systems Prisma XS
• Planung mit Einbaugeräten
 von Schneider Electric in ein
 flexibles System
• Mit der Möglichkeit 1-polige
 Stromlaufpläne und Verlust-
 leistungskalkulationen
 durchzuführen

Prisma XS
• Durchgehendes System-
 konzept Made in Germany
• Kompatibel mit gesamter ABN-
 Gehäusefamilie
• Vom Feldverteiler über Wand-
 verteiler bis zum Standverteiler
• Vorbereitet für den Einbau von
 ABN- und Schneider Electric-
 Schaltgeräten
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die „Technischen Anschlussbedingungen“ 
(TAB).
Das Gesetz über die Elektrizitäts- und Gas-
versorgung (Energiewirtschaftsgesetz  – 
EnWG) [7] verpflichtet alle Betreiber von 
Elektrizitätsversorgungsnetzen (Übertra-
gungs- und Verteilnetzbetreiber – (ÜNB und 
VNB)) zur Erstellung einer Technischen An-
schlussbedingung (TAB) nach §  19 „Techni-
sche Vorschriften“ des EnWG [7].
Die Technischen Anschlussbedingungen wer-
den vom Bundesverband der Energie und 
Wasserwirtschaft e. V. (BDEW) als Bundes-
musterwortlaut herausgegeben.
Jeder VNB kann für seinen Versorgungs
bereich den Bundesmusterwortlaut der TAB 
ändern oder ergänzen.
Die Rahmenbedingungen der Vertragsgestal-
tung zwischen VNB und Kunden werden von 
staatlicher Seite in der Niederspannungs
anschlussverordnung (NAV) vorgegeben.
In §  13 Abs.  2 Satz  4 der Niederspannungs-
anschlussverordnung [8] heißt es: „Die Arbei
ten dürfen außer durch den Netzbetreiber nur 
durch ein in ein Installateurverzeichnis eines 
Netzbetreibers eingetragenes Installations
unternehmen durchgeführt werden; im Inte-
resse des Anschlussnehmers darf der Netz-
betreiber eine Eintragung in das Installateur-
verzeichnis nur von dem Nachweis einer 
ausreichenden fachlichen Qualifikation für die 
Durchführung der jeweiligen Arbeiten abhän-
gig machen.“
Somit ist für jede Neuerrichtung, Änderung 
oder Erweiterung einer elektrischen Anlage 
ein in der Handwerksrolle eingetragenes und 
konzessioniertes Elektroinstallationsunterneh-
men erforderlich.
Nochmaliger Hinweis: Verbindlich sind diese 
Bedingungen jedoch nur für Anschlussneh-
mer, die vom VNB an das Niederspannungs-
netz angeschlossen werden.
Jedoch sind Instandhaltungsarbeiten von 
dieser Regelung ausgenommen, bis auf die 
Teile der elektrischen Anlage zwischen Haus-
anschluss und Zähleinrichtung.

Eintragung in die Handwerksrolle

Gemäß der HWO (Handwerksordnung) [9] ist 
die Ausübung eines zulassungspflichtigen 
Handwerks nach §  1, in Verbindung mit der 
Anlage A der HwO, nur Personen oder Perso-
nengesellschaften gestattet, die für dieses Ge-
werk in die Handwerksrolle eingetragen sind.
In der HwO §  1 [9] (Handwerksbetrieb, Ein-
tragung in die Handwerksrolle) heißt es aus-
zugsweise: 
„(1) Der selbstständige Betrieb eines zulas-
sungspflichtigen Handwerks als stehendes 

Gewerbe ist nur den in der Handwerksrolle 
eingetragenen natürlichen und juristischen 
Personen und Personengesellschaften gestat-
tet. Personengesellschaften im Sinne dieses 
Gesetzes sind Personenhandelsgesellschaften 
und Gesellschaften des bürgerlichen Rechts.
(2) Ein Gewerbebetrieb ist ein Betrieb eines 
zulassungspflichtigen Handwerks, wenn er 
handwerksmäßig betrieben wird und ein 
Gewerbe vollständig umfasst, dass in der 
Anlage A aufgeführt ist, oder Tätigkeiten aus-
geübt werden, die für dieses Gewerbe we-
sentlich sind.“

Zulassungspflichtige Handwerke

Die Anlage A des Gesetzes [9] listet gemäß 
§  1 Abs.  2) ein Verzeichnis der Gewerbe auf, 
die als zulassungspflichtige Handwerke be-
trieben werden können bzw. müssen.
Zu diesen zulassungspflichtigen Handwerken 
gehören unter anderem neben Maurern und 
Betonbauern, Ofen- und Luftheizungsbauern, 
Kälteanlagenbauer ebenfalls auch Elektro-
techniker (laufende Nummer 25 der Liste).
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Beleuchtungs-
technik

Neues Grundlagenwerk 
Beleuchtungstechnik
Die neue, überarbeitete und erweiter-
te 5. Auflage dieses Standardwerkes 
für die Beleuchtungs technik entstand 
wieder unter der bewährten Heraus-
geberschaft der Lichttechnischen 
Gesellschaft e. V. (LiTG), unter deren 
 Dach sich ein kompetentes Autoren-
team aus Lichtlehrenden und Prakti-
kern vereint hat.
Neben den wissenschaftlich-tech-
nischen Grundlagen werden LED-
Leuchten und -Leuchtmittel, Berech-
nungen und Berechnungsprogramme 
sowie Lichtsteuerungen behandelt. 
Während alle Kapitel sorgfältig über-
arbeitet wurden, ist das hochaktuelle 
Kapitel Lichtsteuerungen neu hinzu-
gekommen. 
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